
Gesetz  

über die Nutzbarmachung der Wasserkräfte 

und 

Gesetz  

über die Walliser Elektrizitätsgesellschaft 
 

Änderung vom 10. November 2016 

 

 

Der Grosse Rat des Kantons Wallis 

 

eingesehen die Artikel 30, 31 Absatz 1, 37, 42 Absatz 1, 44, 54, 58 und 69 der 

Kantonsverfassung; 

eingesehen das Bundesgesetz über die Nutzbarmachung der Wasserkräfte vom 22. Dezember 

1916 (WRG); 

auf Antrag des Staatsrates, 

 

verordnet: 

 

I 
Das Gesetz über die Nutzbarmachung der Wasserkräfte vom 28. März 1990 (SGS/VS 721.8) 

wird wie folgt geändert: 

 

1. Kapitel: Allgemeine Bestimmungen 

 

Art. 1 Abs. 1 und 2  Zweck 

1
 Das vorliegende Gesetz regelt unter Wahrung der verfassungs- und gesetzesmässigen 

Bundeskompetenzen die Nutzbarmachung der Wasserkräfte im Kanton und bezweckt 

namentlich: 

a) die rationelle Nutzbarmachung der im Kanton vorhandenen Wasserkräfte, indem eine 

optimale kantonale Energieversorgung sichergestellt wird, die Interessen der kantonalen 

Volkswirtschaft, der Raumplanung und des Umweltschutzes gewahrt werden und zur 

nationalen Energieversorgung beigetragen wird; 

b) eine im Interesse von Gemeinden, Gemeindevereinigungen und Kanton stehende 

Wasserkraftnutzung, indem der Grossteil der Energie und der Erträge aus der Wasserkraft 

dem Wallis zukommt und diese Erträge solidarisch im Kanton aufgeteilt werden; 

c) die Verwirklichung einer Partnerschaft zwischen allen betroffenen Akteuren unter 

Berücksichtigung der Rechte der verfügungsberechtigten Gemeinwesen; 

d) die Regelung der Verfahren und der Zuständigkeiten innerhalb des Kantons. 
2 

Aufgehoben. 

 

 

2. Kapitel: Wasserrechtskonzessionen 

 

A. Voraussetzungen und Erteilung der Konzession 

 

Art. 10 Abs. 1, 2, 3 und 4 Konzessionäre 
1
 Die Konzession wird einer oder mehreren namentlich genannten natürlichen oder 

juristischen Personen erteilt. Dies gilt auch bei zusammenhängenden, von mehreren 

Gemeinwesen zu erteilenden Konzessionen. 
  



2 
Soll eine Gewässerstrecke, die auf dem Gebiet mehrerer Gemeinden liegt, oder sollen in ein 

und demselben Wasserkraftwerk mehrerer Gewässerstrecken, die in verschiedenen 

Gemeinden liegen, nutzbar gemacht werden und können sich die beteiligten Gemeinden nicht 

einigen, entscheidet nach Anhörung der Gemeinden der Staatsrat. 
3 

Aufgehoben. 
4 

Aufgehoben. 

 

Art. 12 Abs. 2 und 3 Konzessionsgesuch  

2 
Bei der Abänderung, Erneuerung oder Neuerteilung von Wasserrechtskonzessionen 

bestehender Werkanlagen kann die zuständige Behörde hinsichtlich des obligatorischen 

Inhalts Ausnahmen gewähren. 
3 

Im Falle eines Antrags auf (vorzeitige) Konzessionserneuerung oder einer wesentlichen 

Konzessionsänderung ist dem Gesuch ein vollständiger Bericht über die Einhaltung der 

Pflicht zur Durchführung von Unterhalts- und Erneuerungsarbeiten anzufügen. 

 

Art. 20 Abs. 3 und 4 Genehmigung der kommunalen Konzessionen 

3 
Die Genehmigung ist zu verweigern, wenn die geplante Ausübung der Konzession dem 

öffentlichen Wohl, insbesondere den Zielen des vorliegenden Gesetzes oder der rationellen 

Nutzbarmachung des Gewässers, zuwiderläuft.  
4 

Als Übertragung gilt auch ein Wechsel in der wirtschaftlichen Beherrschung des 

Konzessionärs.  

 

Art. 22 Titel, Abs. 2 Koordination mit dem Kanton  

2 
Die Konzessionsgemeinden entscheiden über die Ausübung des Heimfallrechts nach 

vorgängiger Anhörung des Kantons.  

 

Art. 26 Bst. b, e, f, j, k und l Fakultativer Inhalt der Konzession 

Die Konzession kann insbesondere Bestimmungen enthalten:  

b) über die Baurechnung und die jährlichen Betriebsrechnungen des Unternehmens sowie 

diesbezügliche Berichtspflichten an das verfügungsberechtigte Gemeinwesen und den 

Kanton; 

e) dass die Gesellschaftsstatuten und der Partnervertrag ein Vorkaufsrecht oder vergleichbare 

Rechte zugunsten des verfügungsberechtigten Gemeinwesens bei der Veräusserung von 

Beteiligungen an konzessionierten Kraftwerken vorsehen; 

f) über die unentgeltlich oder zu Vorzugspreisen abzugebende elektrische Energie sowie, 

unter Berücksichtigung übergeordneten Rechts, über die Tarife und die Abgabe der 

erzeugten elektrischen Energie sowie hinsichtlich der Versorgung eines bestimmten 

Gebiets mit elektrischer Energie; 

j) über die Aufnahme als selbstständiges und dauerndes Recht einer auf mindestens 30 Jahre 

verliehenen Wasserrechtskonzession in das Grundbuch;  

k) über ein Recht zum Rückkauf der Wasserkraftanlage durch das verfügungsberechtigte 

Gemeinwesen bei der Übertragung von Konzessionen;  

l) über die Pflicht des Konzessionärs zum Rückbau der Wasserkraftanlagen oder zur 

Wiederherstellung des natürlichen Gewässerzustands sowie die finanziellen Garantien 

bezüglich der dafür notwendigen Arbeiten.  

 

Art. 27 Abs. 2 Abänderung 
2 

Der Staatsrat kann als Erteilungs- oder Genehmigungsinstanz von einer öffentlichen Auflage 

für eine Konzessionsänderung absehen, wenn:  

a) der Inhalt der Konzession nicht erheblich abgeändert wird und  

b) die von der Abänderung Betroffenen eindeutig bestimmbar sind. 



 

B. Ausübung der Konzession 

 

Art. 31 Titel, Abs. 3 und 4 Öffentliche Auflage und Genehmigung der Ausführungspläne 

Neue Wasserkraftanlage  

3 
Die Baupläne von Wasserkraftanlagen mit einer Leistung unter 300 Kilowatt müssen nicht 

öffentlich bekannt gemacht werden, wenn die im Konzessionsverfahren aufgelegten Pläne 

unverändert ausgeführt werden.  
4 

Absatz 2 gilt auch für Pläne betreffend Wasserkraftanlagen, die auch zu anderen Zwecken 

genutzt werden.  

 

Art. 32 Titel, Abs. 1, 2 und 3  Einstufiges Verfahren  

1
 Die Plangenehmigung kann mit der Erteilung oder Genehmigung der 

Wasserrechtskonzessionen im gleichen Verfahren durchgeführt werden. In diesem Fall 

entscheidet der Staatsrat in einem einzigen Entscheid. 
2 

Absatz 1 ist insbesondere anwendbar, wenn: 

a) eine Wasserkraftanlage durch einen zukünftigen Konzessionär weiterbetrieben wird; 

b) bei Anlagen mit einer installierten Leistung von maximal drei Megawatt; 

c) im Fall der Änderung der Wasserrechtskonzession.  
3 

Ein nach dem Bundesgesetz über den Umweltschutz und seiner Verordnung erforderliches 

Verfahren zur Prüfung der Umweltverträglichkeit wird bei einstufigen Verfahren nach Absatz 

1 ebenfalls in einer Phase durchgeführt.  

 

Art. 33 Abs. 1, 2 und 3  Beginn der Arbeiten und Inbetriebsetzung der Anlagen 

1
 Die Bauarbeiten sowie die umweltrechtlichen Massnahmen sind spätestens binnen fünf 

Jahren von der Veröffentlichung der Erteilung oder Genehmigung der Konzession an zu 

beginnen. 
2 

Die Betriebseröffnung soll innert der durch die Konzession bestimmten Frist erfolgen. Diese 

Frist beträgt höchstens 15 Jahre, gerechnet ab dem Ablauf der Frist für den Beginn der 

Bauarbeiten. 
3 
Wenn es die Umstände rechtfertigen, kann die Verleihungsbehörde diese Fristen später 

verlängern. Bei kommunalen Konzessionen bleibt jedoch die Genehmigung des Staatsrates 

vorbehalten.  

 

Art. 37 Abs. 1 und 2 Anwendbares Enteignungsrecht 
1
 Das Enteignungsverfahren und die Enteignungsentschädigung richten sich nach den 

Bestimmungen des eidgenössischen Enteignungsgesetzes. 
2 

Das kantonale Enteignungsrecht ist für den Bau von Wasserkraftwerken mit einer Leistung 

unter 300 Kilowatt anwendbar. Vorbehalten bleiben die Artikel 10 und 18 des Bundesgesetzes 

über die Enteignung. 

 

C. Dauer und Ende der Konzession 

 

Art. 50 Titel, Abs. 1, 3, 4 und 5  3. Ablauf der Wasserrechtskonzession ohne Heimfall 

1 
Findet die Konzession ihr Ende durch Ablauf ohne Heimfall oder durch Verwirkung oder 

Verzicht, bleiben mangels anderer Regelungen in der Konzession die auf privatem Boden 

errichteten Anlagen ihren bisherigen Eigentümern, während die auf öffentlichem Grund 

stehenden Anlagen an das verfügungsberechtigte Gemeinwesen übergehen. Der öffentliche 

Boden der Burgergemeinden wird demjenigen der Munizipalgemeinden gleichgestellt und 

geht auf die Burgergemeinden zurück. 



3 
Die verfügungsberechtigten Gemeinwesen sind befugt, vom Konzessionär zu verlangen, auf 

seine Kosten einen vollständigen Bericht über den Umfang der gemäss Absatz 2 

auszuführenden Arbeiten mit einer diesbezüglichen Kostenschätzung zu erstellen.  
4 

Auf der Grundlage des Berichts gemäss Absatz 3 sind die verfügungsberechtigten 

Gemeinwesen befugt, konkrete Ausführungsmassnahmen anzuordnen und gegebenenfalls 

vom Konzessionär zu verlangen, die Deckung der Kosten dieser Massnahmen in geeigneter 

Form sicherzustellen.  
5 

Bestehen im Rahmen von zusammenhängenden Wasserrechtskonzessionen zwischen 

mehreren verfügungsberechtigten Gemeinwesen Meinungsverschiedenheiten beim Vollzug 

der Absätze 2 bis 4, entscheidet das Departement, dem die Wasserkraft unterstellt ist.  

 

Art. 53 Abs. 3 Beendigung durch Verzicht seitens des Konzessionärs 

3 
Im Rahmen der Verzichtserklärung hat der Konzessionär auch auszuführen, wie er seine 

Verpflichtungen gemäss Artikel 66 WRG und Artikel 50 Absatz 2 WRG-VS erfüllen will, 

sofern das verfügungsberechtigte Gemeinwesen nicht von seinem Recht gemäss Artikel 69 

Absatz 3 WRG Gebrauch macht.  

 

Art. 55 Abs. 3, 4 und 5  Unterhalt der Anlagen 

3
 Im Laufe des zehnten Jahres vor Ablauf der ordentlichen Konzessionsdauer hat der 

Konzessionär einen vollständigen Bericht über die Einhaltung der Pflicht zur Durchführung 

von Unterhalts- und Erneuerungsarbeiten an die verfügungsberechtigten Gemeinwesen und an 

das Departement, dem die Wasserkraft unterstellt ist, vorzulegen.  
4 

Auf der Grundlage eines Berichts gemäss Absatz 3 beziehungsweise gemäss Artikel 12 

Absatz 3 sind die verfügungsberechtigten Gemeinwesen, allenfalls nach Einholen eines 

Berichts der Kommission nach Absatz 2, befugt, sich als notwendig erweisende Erneuerungs- 

und Unterhaltsarbeiten auf Kosten des Konzessionärs anzuordnen.  
5 

Bestehen im Rahmen von zusammenhängenden Wasserrechtskonzessionen zwischen 

mehreren verfügungsberechtigten Gemeinwesen Meinungsverschiedenheiten beim Vollzug 

der Absätze 2 bis 4, entscheidet das Departement, dem die Wasserkraft unterstellt ist.  

 

Art. 59  Rechte von Kanton und Konzessionsgemeinden  

1
 Der Kanton und die Konzessionsgemeinden sind berechtigt, Wasserkraftgesellschaften zu 

gründen oder sich an ihnen zu beteiligen. Wasserkraftgesellschaften sind juristische Personen 

des Privatrechts oder des öffentlichen Rechts, denen das Recht zur Nutzbarmachung der 

Wasserkräfte öffentlicher Gewässer, insbesondere in Form einer Wasserrechtskonzession, 

erteilt wird. 
2 

Macht eine Wasserkraftgesellschaft kommunale Wasserkräfte nutzbar, bleibt bei der 

Berechnung der Beteiligungsrechte des Kantons gemäss den Artikeln 59a bis 59c die von der 

verfügungsberechtigten Gemeinde zur Deckung der Eigenversorgung benötigte Energiemenge 

gewährleistet. 
3 

Der Kanton hat die ihm gemäss den Artikeln 59a bis 59c eingeräumten gesetzlichen Rechte 

bei Wasserkraftanlagen, die kommunale Wasserkräfte nutzbar machen und eine installierte 

Leistung von zehn Megawatt und mehr aufweisen. 
4 

Aufgehoben. 
5 

Aufgehoben. 

 

Art. 59a  Beteiligungsrecht des Kantons bei erstmaliger Nutzbarmachung 

kommunaler Wasserkräfte 
1
 Der Kanton ist berechtigt, sich bis zu maximal 30 Prozent an Wasserkraftgesellschaften zu 

beteiligen, wenn eine verfügungsberechtigte Gemeinde ihre Wasserkräfte erstmalig nutzbar 

macht. Er übernimmt die Investitionskosten für die neue Wasserkraftanlage im Verhältnis zu 

seiner prozentualen Beteiligung. 



2
 Im Falle der Selbstnutzung der verfügungsberechtigten Gemeinde oder wenn die Übernahme 

einer Beteiligung an der Wasserkraftgesellschaft nicht zweckmässig erscheint, kann der 

Kanton die gleiche Energiemenge wie in Absatz 1 und zu den gleichen Bedingungen 

beziehen. 

 

Art. 59b  Beteiligungs- und Kaufrecht des Kantons bei Nutzbarmachung 

kommunaler Wasserkräfte in bestehenden Wasserkraftanlagen 
1
 Erteilt oder erneuert eine verfügungsberechtigte Gemeinde bei bestehender 

Wasserkraftanlage eine Wasserrechtskonzession, hat der Kanton das Recht, sich an der 

Wasserkraftgesellschaft bis zu maximal 30 Prozent zu beteiligen. Der Kanton übt dieses 

Recht aus, wenn dem keine überwiegenden Interessen entgegenstehen und er die Ausübung 

des Heimfallrechts im Rahmen der Anhörung gemäss Artikel 22 Absatz 2 befürwortet hat. 
2 

Die maximale Beteiligung erfolgt gegen Bezahlung von 30 Prozent der billigen 

Entschädigung gemäss Artikel 56 Absatz 2, die beim Heimfall für die Werkanlagen gemäss 

Artikel 54 Absatz 2 Buchstabe b auszurichten ist. Die Bezahlung reduziert sich linear zur 

tatsächlichen Höhe der erworbenen Beteiligung. 
3 

Hat die Gemeinde im Fall von Absatz 1 auf die Ausübung des Heimfallrechts verzichtet, 

wird die Bezahlung in sinngemässer Anwendung von Absatz 2 bestimmt. 
4 

Soweit sich dies zum Erwerb einer Beteiligung nach Absatz 1 als notwendig erweist, kann 

der Kanton einen Miteigentumsanteil bis maximal 30 Prozent an den heimgefallenen 

Werkanlagen erwerben. Der Kaufpreis entspricht dem in sinngemässer Anwendung von 

Absatz 2 bestimmten Betrag. 
5 

Im Falle der Selbstnutzung der verfügungsberechtigten Gemeinde oder wenn die Übernahme 

einer Beteiligung an der Wasserkraftgesellschaft nicht zweckmässig erscheint, kann der 

Kanton die gleiche Energiemenge wie in den vorstehenden Absätzen und zu den gleichen 

Bedingungen beziehen. 

 

Art. 59c Vorkaufsrecht des Kantons bei Nutzbarmachung kommunaler 

Wasserkräfte in bestehenden Wasserkraftanlagen 
1
 Unabhängig von den in Artikel 59b angeführten Rechten hat der Kanton ein Vorkaufsrecht 

auf maximal 30 Prozent: 

a) der Beteiligungen der verfügungsberechtigten Gemeinden an Wasserkraftgesellschaften, 

die kommunale Wasserkräfte nutzbar machen; 

b) der Anteile der verfügungsberechtigten Gemeinden am Miteigentum heimgefallener 

Wasserkraftanlagen; 

c) der Energiebezugsrechte der verfügungsberechtigten Gemeinden. 
2 

Das Vorkaufsrecht des Kantons erstreckt sich auf die Differenz zwischen dem angeführten 

maximalen Prozentsatz und dem Prozentsatz der Beteiligungen, Miteigentumsanteile und 

Energiebezugsrechte, die von verfügungsberechtigten Gemeinden oder anderen Walliser 

Körperschaften des öffentlichen Rechts beziehungsweise von Rechtspersonen, die von 

Walliser Körperschaften des öffentlichen Rechts beherrscht werden, gehalten werden. 
3 

Die Rechtspersonen nach Absatz 2 gewährleisten die Beherrschung der jeweiligen 

Wasserkraftgesellschaft durch Walliser Körperschaften des öffentlichen Rechts. 
4 

Die verfügungsberechtigten Gemeinden haben ihrerseits ein Vorkaufsrecht, wenn der 

Kanton oder die nach Absatz 2 bevorrechteten Körperschaften beziehungsweise 

Rechtspersonen ihre Beteiligungen, Anteile oder Energiebezugsrechte nach Absatz 1 weiter 

veräussern wollen. 
5 
Wenn verfügungsberechtigte Gemeinden darauf verzichten, ganz oder teilweise das 

Heimfallrechts auszuüben oder ein Maximum von 30 Prozent der Beteiligungen an 

Wasserkraftgesellschaften zu erwerben, stellen sie spätestens bei der Erteilung der 

Wasserrechtskonzession sicher, dass der Kanton eine dem Absatz 2 entsprechende 

Energiemenge beziehen kann. 

 



Art. 59d  Modalitäten der Ausübung des Vorkaufsrechts 

1
 Das Vorkaufsrecht des Kantons gilt zu dem mit einem Dritten vereinbarten Kaufpreis, unter 

Berücksichtigung von Artikel 59c Absatz 2 und ohne die zusätzliche Pflicht, auch allfällige 

weitere, mit dem Dritten vereinbarte Vertragsmodalitäten erfüllen zu müssen. 
2 

Das Vorkaufsrecht kommt beim Verkauf sowie bei jedem anderen Rechtsgeschäft, das 

wirtschaftlich einem Verkauf gleichkommt, zur Anwendung. Die verfügungsberechtigte 

Gemeinde informiert den Kanton unverzüglich über dessen Abschluss. 
3 

Der Kanton macht sein Vorkaufsrecht gegenüber der verfügungsberechtigten Gemeinde 

spätestens innert 270 Tagen ab Kenntnis des Inhalts des wirksamen Kaufvertrags oder 

Rechtsgeschäfts mittels vorbehaltloser und bedingungsfreier Erklärung geltend. Andernfalls 

geht er seines Rechts verlustig. 

 

Art. 59e  Übertragung der Beteiligungen des Kantons 

1
 Der Kanton verkauft der Walliser Elektrizitätsgesellschaft AG (nachstehend: WEG) die 

aufgrund der Artikel 59a bis 59c erworbenen Beteiligungen beziehungsweise 

Energiebezugsrechte zu Marktbedingungen. 
2 

In einem Kaufvertrag, abgeschlossen zwischen dem Staatsrat und der WEG, werden unter 

anderem die Zahlungsmodalitäten vereinbart. 
3 

Nach Anhörung der WEG kann der Kanton vom Prinzip des Verkaufs an die WEG nach 

Absatz 1 abweichen. Absatz 2 bleibt sinngemäss anwendbar. 

 

Art. 59f  Nutzbarmachung der Wasserkräfte der Rhone 

1
 Der WEG wird nach einem Heimfall unter Verkauf der Wasserkraftanlage die Konzession 

zur Nutzbarmachung der Wasserkräfte der Rhone erteilt oder eine bestehende Konzession 

erneuert. 
2 

Verleiht der Kanton nach einem Heimfall das Recht zur Nutzbarmachung der Wasserkräfte 

der Rhone mittels Wasserrechtskonzession an einen Dritten (Wasserkraftgesellschaft) und 

beteiligt sich der Kanton an dieser, verkauft er seine Beteiligung an die WEG. 
3 

Ist die Übernahme einer Beteiligung an der Wasserkraftgesellschaft nicht möglich oder nicht 

zweckmässig, kann der Kanton die gleiche Energiemenge wie in Absatz 2 und zu den 

gleichen Bedingungen beziehen (Energiebezugsrecht). Der Kanton verkauft das 

Energiebezugsrecht an die WEG. 
4 

In einem Kaufvertrag, abgeschlossen zwischen dem Staatsrat und der WEG, werden unter 

anderem die Zahlungsmodalitäten vereinbart. 
5 

Nach Anhörung der WEG kann der Kanton vom Prinzip im Sinne der Absätze 1 bis 3 

abweichen. Absatz 4 bleibt sinngemäss anwendbar. 

 

Art. 59g    Aufteilung der Gewinne im Sinne der Solidarität 
1
 Die kantonale Dienststelle, der die Wasserkraft unterstellt ist, verteilt  

a) die Gewinne aus dem Verkauf gemäss Artikel 59e betreffend Beteiligungen 

beziehungsweise Energiebezugsrechten, die der Kanton gemäss Artikel 59b erlangt, sowie 

b) 30 Prozent der Gewinne aus den Verkäufen gemäss Artikel 59f. 
2
 Für die Aufteilung der Mittel nach Absatz 1 gilt: 

a) ein Drittel steht einem von der Dienststelle verwalteten Solidaritätsfonds zur Finanzierung 

der kantonalen Energie- und Wasserpolitik zur Verfügung, insbesondere für die finanzielle 

Unterstützung der Energieeffizienz und erneuerbarer Energien sowie für einen optimalen 

Umgang mit der multifunktionalen Ressource Wasser; 

b) ein Drittel steht den Konzessionsgemeinden gemäss ihrem Anteil an der im Kanton 

vorhandenen Leistung aus Wasserkraft zur Verfügung;  

c) ein Drittel kommt allen Gemeinden gemäss ihrem Anteil an der Gesamtbevölkerung des 

Kantons zu. 



3 
Der Staatsrat erlässt in einem Ausführungsreglement die Bestimmungen betreffend die 

Modalitäten der Aufteilung der Gewinne und des Fonds im Sinne von Absatz 2. Das 

Reglement unterliegt nicht der Genehmigung des Grossen Rates. 
4 

Die zwischen den öffentlichen Körperschaften erfolgenden Transferzahlungen, die aus der 

Aufteilung der Gewinne im Sinne der Solidarität resultieren, werden bei der Globalbilanz der 

Aufteilung der Aufgaben (Globalbilanz NFA II) zwischen Kanton und Gemeinden nicht 

berücksichtigt.  

 

Art. 60 Titel, Abs. 1, 2, 3 und 4 5. Erweiterungs- und Modernisierungsinvestitionen  

1
 Erweiterungs- und Modernisierungsinvestitionen, welche die Verbesserung der 

Energiequalität oder der Energieproduktion zum Inhalt haben und mit der Zustimmung des 

verfügungsberechtigten Gemeinwesens verwirklicht wurden, sind dem Konzessionär im 

Rahmen der Ausübung des Heimfalls zu vergüten. 
2 

Die Vergütung bezieht sich nur auf Anlagen, die unentgeltlich heimfallen, und entspricht 

höchstens dem Restwert der Investitionen bei einer branchenüblichen Abschreibung unter 

Berücksichtigung der Veränderung des Geldwerts. 
3 

Der Kanton beteiligt sich an der Vergütung entsprechend gemäss Artikel 59b erworbener 

Beteiligungsquoten beziehungsweise Energiebezugsrechte und soweit er die Erweiterungs- 

und Modernisierungsinvestitionen anerkannt hat.  
4 

Der Abschluss einer Vereinbarung betreffend die Vergütung obliegt den 

Verleihungsbehörden gemäss Artikel 9. Vereinbarungen von Gemeinden müssen zu ihrer 

Gültigkeit vom Staatsrat genehmigt werden.  

 

Art. 61 Abs. 2 und 3 6. Konzessionserneuerung 

2
 Die Höchstdauer einer vor Ablauf der Beendigung erneuerten Wasserrechtskonzession 

berechnet sich vom Tage des Eintritts der Rechtskraft der Erneuerung beziehungsweise der 

Genehmigung an. Artikel 58a Absatz 4 WRG bleibt vorbehalten. 
3 

Der Konzessionär kann, sofern er innert einer Frist von fünfzehn Jahren vor Ablauf der 

festgelegten Dauer ein entsprechendes Gesuch einreicht, von der Verleihungsbehörde 

verlangen, sich innert zehn Jahren vor Ablauf der Konzession zu entscheiden, ob und in 

welcher Form sie grundsätzlich zu einer Erneuerung bereit ist. 

 

D. Gebühren und Wasserzinse 

 

Art. 70 Abs. 2, 3 und 4 Fonds zum Erwerb von Wasserkraftanlagen 

 
2 

Dieser Fonds wird zum Kauf oder Rückkauf von Wasserkraftanlagen oder zum Erwerb von 

Beteiligungsrechten an Gesellschaften, die solche Anlagen betreiben, verwendet. 
3 

Dieser Fonds kann auch in Form von finanziellen Beiträgen, Beiträgen à fonds perdu, 

zinslosen oder anderweitig günstigen Darlehen zur Erfüllung der für die WEG in Artikel 2 des 

Gesetzes über die Walliser Elektrizitätsgesellschaft festgelegten Ziele verwendet werden. 
4
 Falls die ordentlichen Mittel des Finanzierungsfonds nicht zur Deckung des Bedarfs der 

WEG ausreichen, kann der Staatsrat dem Fonds Vorschüsse in Form von Darlehen gewähren.  

 

Art. 70a   Fonds der Konzessionsgemeinden 

1
 Die Konzessionsgemeinden können einen Fonds äufnen und mit den finanziellen Mitteln 

speisen, die ihnen beim Heimfall oder für den Verzicht auf die Ausübung des Heimfallrechts 

beziehungsweise bei der anschliessenden Nutzbarmachung ihrer Wasserkräfte zukommen. 
2 

Die Konzessionsgemeinden regeln die Einzelheiten betreffend die Verwendung des Fonds in 

einem gemeinsamen Fondsreglement. Sie können den Fonds im Übrigen dem Bundesgesetz 

über die kollektiven Kapitalanlagen unterstellen. 
3 

Das Reglement gemäss Absatz 2 unterliegt der Genehmigung des Staatsrates. 



 

8. Kapitel: Rechtsschutz und Strafbestimmungen 

 

Art. 99 Abs. 1 Strafbestimmungen 

1
 Zuwiderhandlungen gegen das vorliegende Gesetz sowie die Ausführungsvorschriften und 

die sich daraus ableitenden Entscheide sowie die Vorlage eines den tatsächlichen 

Verhältnissen widersprechenden Berichts gemäss Artikel 12 Absatz 3 beziehungsweise 

gemäss Artikel 55 Absatz 3 werden vom zuständigen Departement mit einer Busse von 1‘000 

Franken bis 200‘000 Franken bestraft. 

 

9. Kapitel: Übergangs- und Schlussbestimmungen 

 

Art. 102 Abs. 4 Übergangsbestimmungen: a) Im Allgemeinen 

4
 Für Wasserrechtskonzessionen, die vor dem Inkrafttreten des kantonalen Gesetzes über die 

Nutzbarmachung der Wasserkräfte vom 5. Februar 1957, aber nach der Inkraftsetzung des 

Bundesgesetzes über die Nutzbarmachung der Wasserkräfte vom 22. Dezember 1916 (formell 

in Kraft getreten am 1. Januar 1918, rückwirkend anwendbar für alle seit dem 25. Oktober 

1908 erteilten Konzessionen) erteilt worden sind, gelten hinsichtlich des Umfangs des 

Heimfallrechts die bundesrechtlichen Bestimmungen. 

 

 

II 

Das Gesetz über die Walliser Elektrizitätsgesellschaft (SGS/VS 731.1) wird wie folgt 

geändert: 

 

Art. 6 Abs. 1 und 2 Übertragung der Beteiligungsrechte des Kantons 

1
 Aufgehoben. 

2 
Aufgehoben. 

 

 

III 
1
 Dieser Rechtserlass untersteht dem fakultativen Referendum.

1
 

2
 Der Staatsrat legt das Inkrafttreten fest. 

 

So angenommen in zweiter Lesung im Grossen Rat in Sitten, den 10. November 2016. 

 

Der Präsident des Grossen Rates: Edmond Perruchoud 

Der Chef des Parlamentsdienstes: Claude Bumann 
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Frist für die Hinterlegung der 3‘000 Unterschriften für das Referendum: 2. März 2017 


